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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

dieses Jahr ist zwar vieles anders, aber eben nicht alles. Gewohntes darf 

nicht vermisst werden, unberechenbare Zeiten verlangen nach Verläss-

lichkeit und Vertrautheit. So ist es nun wieder einmal an der Zeit für eine 

neue Ausgabe unserer Mitteilungen.

Während der Corona-Pandemie hat sich nicht nur das Rad in der Justiz, 

sondern auch in unserem Verband weitergedreht. 

Unsere nächste Mitgliederversammlung findet am 16. Oktober 2020 

statt, die Ankündigung dazu finden Sie in unserem Heft. Es sind satzungs

mäßige Änderungen vorzunehmen, auch diese werden hier abgedruckt.

In einzelnen Beiträgen setzen wir uns mit mobilem Arbeiten und einer 

etwaigen Fortbildungspflicht für Richter und Staatsanwälte und damit einer 

Änderung des Landesrichter- und Staatsanwaltsgesetzes auseinander.

Wulf Schindler hat des Weiteren seine persönlichen Gedanken zur 

Auftaktveranstaltung des Ministeriums der Justiz und für Europa zur deut-

schen EU-Ratspräsidentschaft zu Papier gebracht und damit neue 

Diskussionsimpulse geliefert.

Apropos Impulse: Ich kann es nicht lassen, ich bin so gestrickt, ich muss 

Sie immer wieder kitzeln und auffordern, doch auch Ihre persönliche 

Meinung zu interessanten justiziellen Themen zu verschriftlichen und hier 

abdrucken zu lassen, oder gerne auch Ihre persönlichen Erfahrungen aus 

Ihrem beruflichen Alltag zu beschreiben. Die Arbeit in der Justiz, die 

Rechtsprechung, die Personalfragen, die institutionellen Veränderungen, 

sie alle leben vom Diskurs, vom Gegensätzlichen, von unterschiedlichen 

Überzeugungen und Standpunkten. Es ist aus meiner Sicht deshalb un-

bedingt wichtig, miteinander im Gespräch zu bleiben, lebendig zu disku-

tieren, sich zu trauen, von einem anderen Blickwinkel aus zu denken, 

seine Überlegungen offenzulegen und sie der Betrachtung Anders

denkender auszusetzen.

Ich knüpfe an dieser Stelle gleich ein Band an unsere Veranstaltung im 

November. Es wird eine Podiumsdiskussion in Karlsruhe zu dem Thema 

„Justiz in Fesseln“ geben. Die Einzelheiten können Sie der Ankündigung 

entnehmen.

Einen sonnigen, schnupfenfreien Herbst

wünsche ich Ihnen,

Ihre Christine Werner
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GRUSSWORT

GRUSSWORT WULF SCHINDLER 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in Corona-Zeiten ist alles anders. Zuerst mussten wir 

die für den 26.6.2020 vorgesehene Mitgliederver-

sammlung verlegen, jetzt führen wir sie in reduzierter 

Form durch. 

Wegen des noch immer bestehenden Infektionsrisi-

kos verzichten wir dieses Jahr auf die sonst übliche 

Zweiteilung in einen verbandsinternen Teil am Vor-

mittag und einen öffentlichen Teil mit Grußworten der 

Landtagsfraktionen, Ministeransprache und Vorträ-

gen zu besonderen justizpolitischen Problemen  am 

Nachmittag. Stattdessen gibt es nur den verbandsin-

ternen Teil. 

Ein Highlight wollen wir aber auch in Corona-Zeiten 

setzen: Der Minister der Justiz und für Europa Guido 

Wolf wird uns für ein ca. einstündiges Gespräch zur 

Verfügung stehen. Wir haben – anders als bei der bis-

her üblichen Ansprache – damit Gelegenheit zu ech-

ter interaktiver Kommunikation mit dem Minister, also 

Rede und Gegenrede, Fragen und Antworten. Zur 

Vorbereitung des Gesprächs wäre es hilfreich, wenn 

Sie uns baldmöglichst die Themen benennen würden, 

die Sie gerne mit dem Minister besprechen möchten! 

Der geschäftsführende Vorstand will Ihnen verschie-

dene Beschlussanträge (Namensänderung, Koopera-

tion mit dem Seniorenverband, dadurch veranlasste 

Beitragserhöhung, s. Anhang) zur Abstimmung stel-

len. 

Unser Versammlungsraum bietet unter Beachtung 

der derzeit gültigen Abstands- und Hygieneregeln 

Platz für 150 Personen. Die, die nicht erscheinen kön-

nen oder wollen, aber gerne über die Beschlussan-

träge abstimmen wollen, haben hierzu entweder im 

schriftlichen Verfahren Gelegenheit oder können Kol-

leginnen/Kollegen, die präsent an der Versammlung 

teilnehmen, mit entsprechenden Vollmachten verse-

hen. Die Formulare dafür finden Sie im Anhang. 

Beachten Sie bitte auch die Hinweise am Ende!  

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr

Wulf Schindler 
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ANZEIGE

Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
aufgearbeitet 

Profil Guido Althaus Düsseldorf

Frankfurt am Main 

München 

www.accuracy.com – guido.althaus@accuracy.com 
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ANKÜNDIGUNG DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2020

Vorläufige Tagesordnung

10:00 Uhr	 Begrüßung

	 1.	 Grußwort des Oberbürgermeisters

	 2.	 Bericht des Vorsitzenden

	 3.	 Kassenbericht

	 4.	 Bericht des Kassenprüfers

	 5.	 Aussprache zu Nr. 3 bis Nr. 5

	 6.	 Antrag zur Änderung des

		  Vereinsnamens 

	 7.	 Antrag zur Satzungsänderung

	 8.	 Antrag auf Beitragserhöhung

	 9.	 Antrag zur Kooperation mit dem

		  Seniorenverband

	 10.	Aussprache zu Nr. 7 bis 10

	 11.	Beschlussfassung zur Änderung

		  des Vereinsnamens 

	 12.	Beschlussfassung zur

		  Satzungsänderung

	 13.	Beschlussfassung zur

		  Beitragserhöhung

	 14.	Beschlussfassung zur Kooperation

		  mit dem Seniorenverband

	 15.	Bestellung des Kassenprüfers

	 16.	Entlastung des Vorstandes 

	 17.	Verschiedenes

12:00 Uhr	 �Gelegenheit zur Diskussion mit dem

	 Justizminister des Landes

	 Baden-Württemberg zu aktuellen

	 justizpolitischen Themen

Hinweise:

–	� Ein öffentlicher Teil wird dieses Jahr aufgrund der 

durch die Corona-Pandemie bedingten Sonder

situation nicht stattfinden. 

–	� Mitglieder können auch ohne Anwesenheit am Ver-

handlungsort ihre Stimmen vor der Durchführung 

der Mitgliederversammlung schriftlich abgeben. Ein 

entsprechender Stimmzettel ist als Anlage beige-

fügt. Ferner besteht die Möglichkeit, seine Stimme 

durch eine Vertreterin oder einen Vertreter abzuge-

ben. Ein präsenter Kollege / eine präsente Kollegin 

kann bis zu 24 andere Mitglieder vertreten. Die ent-

sprechende Vollmacht mit weiteren Erläuterungen 

ist ebenfalls als Anlage beigefügt.

–	� Der Veranstaltungsort bietet auch unter Corona-Be-

dingungen ausreichend Raum, um bis zu 150 Per-

sonen eine persönliche Teilnahme zu ermöglichen. 

–	� Insbesondere soll auf die Gelegenheit hingewiesen 

werden, mit unserem Justizminister ins Gespräch 

zu kommen und eine lebendige Diskussion zu führen. 

–	� Die jeweiligen Satzungsänderungen sind als An

träge beigefügt.

Anträge zur Tagesordnung können gemäß § 6 Abs. 2 

der Satzung bis spätestens 6 Wochen vor der Mitglie-

derversammlung beim Vorsitzenden gestellt werden.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Wulf Schindler
Vorsitzender

Die Mitgliederversammlung des Vereins der Richter und Staatsanwälte in

Baden-Württemberg e. V. am

Freitag, dem 16. Oktober 2020, um 10.00 Uhr s.t.,
Stadthalle Remseck, Marktplatz 1, 71686 Remseck am Neckar,

kündigen wir an und laden alle Mitglieder ein.
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BESCHLUSSANTRÄGE

I. Antrag zu Ziffer 7 der Tagesordnung:

Die Mitgliederversammlung des Vereins der Richter 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg möge 

beschließen:

Der Name des Vereins lautet zukünftig: 

„Deutscher Richterbund Baden-Württemberg, Ver-

band der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. (DRB 

BW)“.

Begründung: 

Wie bereits mehrfach erörtert versprechen wir uns da-

von eine bessere Medienwirkung. Außerdem wird der 

Verbandscharakter unseres Vereins verdeutlicht. Eine 

Änderung der Rechtsform geht damit nicht einher.

II. Antrag zu Ziffer 8 der Tagesordnung:

Die Mitgliederversammlung des Vereins der Richter 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg möge 

beschließen:

Die Satzung in der Fassung vom 24.06.2016 wird 

wie folgt geändert: 

1.	� Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

	� „Satzung des Deutschen Richterbundes Ba-

den-Württemberg, Verband der Richterinnen und 

Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in 

Baden-Württemberg e. V. (DRB BW)“.

2.	 § 2 der Satzung wird wie folgt geändert: 

	 a)	� In der Überschrift wird vor dem Wort „Sitz“ 

das Wort „Name“ eingefügt.

	 b)	� Dem Wortlaut des § 2 wird folgender Absatz 1 

vorangestellt:

		�  „1. Der Verein führt den Namen „Deutscher 

Richterbund Baden-Württemberg, Verband 

der Richterinnen und Richter, Staatsanwäl-

tinnen und Staatsanwälte in Baden-Würt-

temberg e. V. (DRB BW)“.

	 c)	� Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden Ab-

sätze 2 bis 4.

3.	� § 3 wird wie folgt geändert: 

	 a)	� Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein-

gefügt:

		�  „4. Die Mitglieder sind verpflichtet, Änderun

gen ihrer Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail- 

Adresse) sowie der Bankverbindung (bei 

Bankeinzug) mitzuteilen.“  

	 b)	� Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 

und 6. 

Begründung: 

Die Satzungsänderung beruht im Wesentlichen auf 

der beschlossenen Namensänderung. 

Die Änderung des § 3 dient der Sicherstellung, dass 

keine unrichtigen Daten verwendet werden. 

III. Antrag zu Ziffer 9 der Tagesordnung:

Die Mitgliederversammlung des Vereins der Richter 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg möge be-

schließen:

Die Beitragspflicht für Pensionäre und Pensionä- 

rinnen beträgt ab dem Jahr, das dem Abschluss 

eines Kooperationsvertrages mit dem Senioren-

verband des öffentlichen Dienstes BW folgt,

bei Bezug der DRiZ: 	 145,00 €, 

ohne Bezug der DRiZ:	 120,00 €.

Begründung: 

Der Verein beabsichtigt, beim Seniorenverband öf-

fentlicher Dienst BW eine sog. „Fördermitgliedschaft“ 

zu beantragen. Damit können die pensionierten Mit-

glieder des Vereins die außergerichtliche Beratung 

des Seniorenverbandes in Beihilfe-, Versorgungs- und 

Versicherungsfragen in Anspruch nehmen. Hierfür hat 

der Verein für jedes pensionierte Mitglied einen Betrag 

von (derzeit) 2,00 € monatlich, jährlich 24,00 €, ab-

zuführen. 

Eine Mitgliedschaft des Vereins im BBW und DBB ist 

mit der Fördermitgliedschaft nicht verbunden. 
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IV. Antrag zu Ziffer 10 der Tagesordnung:

Die Mitgliederversammlung des Vereins der Richter 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg möge 

beschließen:

Der Verein beantragt beim Seniorenverband des 

öffentlichen Dienstes BW die sog. „Fördermit-

gliedschaft“. Eine Mitgliedschaft beim BBW und 

DBB ist ausgeschlossen.

Begründung: 

Auch für pensionierte Kolleginnen und Kollegen sind 

die Aktivitäten des Vereins bereits derzeit vorteilhaft. 

Sie nehmen z. B. an Besoldungserhöhungen teil, 

wofür sich der Verein auch in Zukunft mit aller Kraft 

einsetzen wird. Auch im Beihilfebereich kommen Er-

folge des Vereins auch pensionierten Kolleginnen und 

Kollegen zugute. 

Der weiteren Unterstützung pensionierter Kolleginnen 

und Kollegen soll die Fördermitgliedschaft im Senio-

renverband Baden-Württemberg nutzen. Vgl. die Be-

gründung zu III. 

Die Corona-Pandemie ereilte uns im März dieses Jah-

res. Das Coronavirus stellte die Welt auf den Kopf und 

auch die Justiz.

Aus Infektionsschutzgründen war umgehend eine star-

ke Einschränkung des justiziellen Dienstbetriebs (im 

Rahmen der sog. „Exit-Strategie“) notwendig, die viele 

Beschäftigte in die Freistellung oder Heimarbeit zwang.

Das Justizministerium stellte bereits Mitte März Rich-

terinnen und Richtern, Staatsanwältinnen und Staats-

anwälten Kontingente von VPN-Zugängen (virtuelles 

privates Netzwerk) für vorhandene Notebook-Arbeits-

plätze zur Verfügung, in den darauffolgenden Wochen 

wurde die Zahl der zur Verfügung stehenden VPN- 

Zugänge erhöht und es wurden weitere Notebooks 

geliefert. Viele haben in den vergangenen Monaten 

von zu Hause aus gearbeitet.

Das Justizministerium hat von Anfang an darauf hin-

gewiesen, die mobilen Zugänge und die zusätzlichen 

Notebooks dienten ausschließlich der Aufrechterhal-

tung des zwingend erforderlichen Dienstbetriebes 

und der Vorbereitung der unaufschiebbaren Verhand-

lungen und seien für die Dauer der Sondersituation 

befristet. 

Im Mai teilte das Justizministerium mit, dass die 

VPN-Zugänge weiterhin vorläufig für drei Monate be-

fristet bewilligt werden. Soweit es die allgemeine Lage 

erfordere, könne die Frist verlängert werden.

Das Oberlandesgericht Stuttgart informierte im Juli 

schließlich, dass eine Abschaltung der in den vergan-

genen Wochen aufgrund der Corona-Pandemie zu-

sätzlich ausgegebenen VPN-Zugänge nur nach recht-

zeitiger vorheriger Ankündigung stattfinden werde. Bis 

dahin würden die Zugänge, auch über den Zeitraum 

von drei Monaten hinaus, zunächst bestehen bleiben. 

Über das Verfahren des „Rückbaus“ werde das Jus-

tizministerium rechtzeitig gesondert informieren. Glei-

ches gelte für die ausgegebenen Notebooks.

Derzeit ist daher alles offen. Wie lange die VPN-Zu-

gänge und die Notebooks erhalten bleiben, ist nicht 

bekannt. Sicher ist, dass die Pandemie noch lange 

nicht vorbei ist und die bislang erarbeiteten Hygiene-

konzepte den zwingenden Grund für die Bereitstel-

lung der Zugänge nicht entfallen ließen. Noch immer 

gehören eine Vielzahl von Beschäftigten einer Risi-

kogruppe an und die Raumnöte der Gerichte und 

Staatsanwaltschaften verhindern einen unter Sicher-

heitsgesichtspunkten adäquaten Justizbetrieb.

THEMA: MOBILES ARBEITEN
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Mobiles Arbeiten ist daneben sowohl unter öko-

logischen (Vermeidung die Umwelt belastender 

Pkw-Fahrten – Klimaschutz) als auch unter ökono-

mischen Gesichtspunkten (zeitliche Ersparnis durch 

Vermeidung langer Wegstrecken) durchaus sinnvoll. 

Jedermann sollte sich einmal ausrechnen, wie viel Zeit 

und Fahrkosten im Jahr für den Weg zur Arbeit auf-

gewendet werden. Diese Ressourcen können in die 

originären Arbeitsaufgaben besser investiert werden. 

Der Zugang zu mobilem Arbeiten ermöglicht Zeit

souveränität für alle. 

Der Verein der Richter und Staatsanwälte in Ba-

den-Württemberg macht sich seit dem Frühjahr für 

die Erhaltung der VPN-Tunnel stark. Die Beibehal-

tung einer mobilen Arbeitskultur – bereits vor flächen

deckender Ausrollung der e-Akte – ist nicht nur für die 

zahlreichen Elternteile unter uns dringend notwendig, 

die wegen der entfallenen oder zum Teil noch immer 

stark eingeschränkten Kindergarten- und Schulbe-

treuung ohne die Möglichkeit eines „Homeoffice“ gar 

nicht arbeiten könnten.

Durch mobiles Arbeiten wird unseren persönlichen 

und dienstlichen Belangen unkompliziert und flexibel 

begegnet. Es hat sich in den vergangenen Monaten 

gezeigt, dass wir Richterinnen und Richter sowie 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte äußerst effi

zient auch von unterwegs oder zu Hause aus arbeiten 

können und wollen.

Eine große Anzahl unserer Kolleginnen und Kollegen 

nutzen die mobilen Zugänge neben ihren präsenten 

Diensten im Büro.

Der Verein der Richter und Staatsanwälte versucht 

daher nicht nur das Justizministerium, das auf (eher 

vernachlässigbare) finanzielle Belastungen hinweist, 

sondern auch die Fraktionen im Landtag von der 

Notwendigkeit der Fernzugänge zu überzeugen. Das 

hat insbesondere zu einer mündlichen Anfrage der 

SPD-Fraktion im Rahmen der Fragestunde im Parla-

ment geführt, worauf mitgeteilt wurde, dass die Justiz 

in Baden-Württemberg mit insgesamt 4.900 Token 

ausgestattet ist, wobei 2.250 auf Richterinnen und 

Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 

entfallen. Vor der Coronakrise waren es insgesamt 

2.300 VPN-Zugänge, die dann im Zuge der Corona

krise zunächst temporär um 2.600 Zugänge erhöht 

wurden. Um diese Anzahl dauerhaft beizubehalten 

und ggf. zu erhöhen, sind Haushaltsmittel erforderlich, 

die der Justizminister in einem möglichen Nachtrags-

haushalt anzumelden zugesagt hat. Das Volumen 

dürfte im Vergleich zu bereits ergriffenen und weiter 

erforderlichen Maßnahmen kaum ins Gewicht fallen.

Unser Verein wird alles versuchen, dass die entspre-

chenden Mittel und dementsprechend die VPN-Zu-

gänge weiterhin bereitgestellt und nicht – anscheinend 

bisher überwiegend zwingend – mit der Einführung 

der e-Akte verknüpft werden. Das Coronavirus brei-

tet sich weiter aus. Die sog. „zweite Welle“ ist bereits 

angekommen. Durch die Beibehaltung der VPN-Zu-

gänge bleibt die Justiz in Krisenzeiten handlungsfähig. 

Das Angebot von mobilen Arbeitsplätzen als flexibi-

lisierter Alternative zu den bestehenden Formen der 

Arbeitszeitgestaltung und Arbeitsorganisation dient, 

neben der besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf, einer höheren Arbeitszufriedenheit und Motiva-

tion. Ohne dieses Angebot kann sich die Justiz auch 

nicht mehr als moderner und zukunftsorientierter oder 

unter Gesundheitsschutzgründen fürsorglicher Arbeit-

geber verstehen. Es erscheint fast schon skurril, dass 

wir uns für die Bereitstellung der VPN-Zugänge ein-

setzen müssen, während Arbeitnehmervereinigungen 

schon wieder für die Begrenzung dieser Arbeitsformen 

kämpfen, weil sie eine Übervorteilung für die Arbeit-

geber befürchten. Eine Justiz, die Arbeiten von zu 

Hause aus dauerhaft ermöglicht, zeigt, dass sie ihren 

Richtern und Staatsanwälten vertraut. Die im Intranet 

veröffentlichten Versuche, mobiles Arbeiten in der Ar-

beitsgerichtsbarkeit auch für Servicekräfte zu ermög-

lichen, belegen, dass die Bediensteten dieses Ver-

trauen verdienen. Das Justizministerium würde durch 

die Priorisierung der VPN-Tunnel letztlich auch einen 

ganzheitlichen Respekt für die Belange der Richter 

und Staatsanwälte in Baden-Württemberg zeigen. 

Dafür treten wir ein!

Christine Werner Andreas Brilla
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Sehr geehrter Herr Ministerialdirektor,

für die Gelegenheit, zum Gesetzesvorhaben zur Er-

gänzung des LaRiStaG um eine disziplinarrechtlich 

sanktionierte Fortbildungsverpflichtung Stellung zu 

nehmen, danken wir. Wir treten diesem Vorhaben 

nachdrücklich entgegen.

1. Zum Anlass des Gesetzgebungsvorhabens:

Vorauszuschicken ist, dass der „Kindesmissbrauchs-

fall Staufen“ eine geradezu unglaubliche kriminelle 

Energie der zwischenzeitlich zur Verantwortung ge-

zogenen Straftäter sowie unermessliches Leid des 

missbrauchten Kindes offenbarte.

Dennoch bleibt unter Bezugnahme auf den Bericht 

der gemeinsamen Arbeitsgruppe des OLG Karlsruhe, 

des Amtsgerichts Freiburg sowie des Landratsamts 

Breisgau-Hochschwarzwald festzuhalten, dass es 

jedenfalls aus der Sicht der beteiligten Richter zu kei-

nem Zeitpunkt konkrete Anhaltspunkte gegeben hat, 

die auf ein derart fürchterliches kriminelles Geschehen 

hindeuteten. Der Kenntnisstand der beteiligten Richter 

beschränkte sich auf die Erkenntnisse zum strafrecht-

lichen Vorleben des Lebensgefährten der Kindesmut-

ter und der abstrakten Gefahr, die sich daraus ergab, 

dass der Lebensgefährte bei der Kindesmutter Woh-

nung genommen hat. Auf diese haben die beteiligten 

Richter, die den auch in Kinderschutzfällen geltenden 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten hat-

ten, mit Ge- und Verboten reagiert, die – gemessen 

an der ihnen bekannten lediglich abstrakten Gefahr 

– nicht unerheblich in die Grundrechte der Kindes-

mutter und ihres Lebensgefährten eingriffen. Erst die 

präzise Untersuchung und langwierige Rekonstrukti-

on des Falles deckte Defizite im Informationsfluss zwi-

schen dem Kreisjugendamt und dem Familiengericht 

sowie bei der effektiven Umsetzung und Kontrolle der 

verhängten Ge- und Verbote auf.

Da es sich bei den beteiligten Richtern sowohl im ers-

ten als auch im Beschwerderechtszug um erfahrene 

und versierte Familienrichter handelte, muss davon 

ausgegangen werden, dass ihnen die Vorschriften 

über die Kindesanhörung und die Bestellung eines 

Verfahrensbeistandes bestens bekannt waren. Dass 

sie dennoch von beiden Maßnahmen abgesehen 

haben, ist daher nicht Beleg eines Aus- oder Fortbil-

dungsdefizits.

2. Zur Ausgestaltung der angestrebten Geset-

zesänderung:

Die Fortbildungspflicht der Richter und Staatsanwälte 

ergibt sich bereits aus der Bindung an Gesetz und 

Recht. Nur durch fortlaufende Weiterbildung können 

wir dem uns auferlegten Rechtsgewährungsanspruch 

nachkommen. Dies entspricht auch dem beruflichen 

Selbstverständnis eines Richters und Staatsanwalts. 

FORTBILDUNGSPFLICHT FÜR RICHTER 
UND STAATSANWÄLTE

Deutscher Richterbund

Verein der Richter und
Staatsanwälte
in Baden-Württemberg e. V.

Herrn Ministerialdirektor

Elmar Steinbacher

Ministerium der Justiz und für Europa

Postfach 103461

70029 Stuttgart

Betreff:

Fortbildungspflicht für Richter und Staatsanwälte

Entwurf einer Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes

Bezug:

Ihr Schreiben vom 29.5.2020, Aktenzeichen JUMRI-JUM-2200-12/1
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Vor diesem Hintergrund haben wir die im Jahr 2013 

„eingeführte“ – insoweit klarstellende – Fortbildungs-

pflicht mitgetragen.

Eine disziplinarrechtlich sanktionierte Ausbildungs-

pflicht hingegen ist nicht akzeptabel. Sie greift unter 

mehreren Gesichtspunkten unzulässig in die richterli-

che Unabhängigkeit ein:

Wie bereits oben dargelegt, belegt der Staufener 

Missbrauchsfall gerade nicht Aus- und Fortbildungs-

defizite, sondern Defizite an anderer Stelle, die dem-

zufolge auch andere Maßnahmen nach sich ziehen 

müssen. Schon gar nicht gibt der Fall Anlass, in gro-

ßem Umfang und flächendeckend von unzureichender 

Aus- und Fortbildung der Richter und Staatsanwälte 

auszugehen. Im Gegenteil führte das Ministerium der 

Justiz und für Europa in seiner Stellungnahme vom 

26.01.2018 (L T-Drs. 16/3408, S. 3) aus, dass die 

angebotenen Tagungen zum Thema Missbrauch von 

und Gewalt an Kindern und Jugendlichen von den 

baden-württembergischen Familienrichterinnen und 

Familienrichtern „rege besucht“ und von den Teilneh-

merinnen und Teilnehmern positiv bewertet würden. 

Eine disziplinarrechtlich sanktionierte Fortbildungs-

pflicht ist vor diesem Hintergrund weder erforderlich 

noch verhältnismäßig.

Sie greift auch unzulässig in die richterliche Unab-

hängigkeit ein, weil sie dem Dienstherrn die alleinige 

Berechtigung einräumt, Vorgaben über das Wann 

und Wie der Fortbildungen und insbesondere auch 

deren Inhalte festzulegen. Damit definieren Dritte, 

was Richter und Staatsanwälte zu wissen haben 

(oder auch nicht). Dies mag anlässlich des Staufener 

Missbrauchsfalls eine psychologische Kompetenz-

vermittlung für Familienrichter sein; vielleicht legt der 

Dienstherr aber auch auf Initiative des Landeskrimi-

nalamts (weil es aus dessen Sicht Ausbildungs- und 

Fortbildungsdefizite entdeckt zu haben glaubt) und 

nach dessen Vorgaben die Fortbildungsinhalte für 

Haftrichter fest oder der Landesverfassungsschutz für 

alle Vorsitzenden von Strafkammern oder Strafsena-

ten. Durch eine disziplinarrechtlich sanktionierte Fort-

bildungspflicht ist dem Versuch Tür und Tor geöffnet, 

durch bestimmte Fortbildungsinhalte auf die Persön-

lichkeit der Richter und Staatsanwälte einzuwirken, 

um ein bestimmtes Ergebnis zu erreichen.

Schließlich steht zu befürchten, dass eine disziplinar-

rechtlich sanktionierte Fortbildungspflicht auch un-

zulässig in die Autonomie der Präsidien eingreift. Sie 

wirft die Frage auf, ob ein Präsidium einem Richter 

eine Rechtsprechungsaufgabe übertragen oder ihm 

diese belassen darf, wenn dieser nicht alle Fortbildun-

gen absolviert oder die Teilnahme hieran verweigert 

hat. In der Folge würde sich auch die Frage stellen, ob 

auch die Mitglieder des Präsidiums in einem solchen 

Falle ein Dienstvergehen begehen würden, indem sie 

einem solchen Richter die Rechtsprechungsaufgabe 

weiterhin belassen würden. Auch wäre zu prüfen, 

ob die Stelle vakant bleiben müsste, bis der Fortbil-

dungsplan erfüllt wäre.

Soweit der Gesetzentwurf ausführt, die Fortbildungs-

pflicht müsse unter Wahrung der richterlichen Unab-

hängigkeit ausgestaltet werden, handelt es sich um 

eine inhaltsleere Floskel. Wie dargelegt, verletzen be-

reits die Pflicht zur Fortbildung durch allein durch den 

Dienstherrn determinierte Fortbildungsinhalte und die 

daran anknüpfende Sanktionsmöglichkeit die richter-

liche Unabhängigkeit.

3. Zu den Auswirkungen der angestrebten 

Gesetzesänderung:

Der Bericht der Kommission Kinderschutz legt in 

Übereinstimmung mit der oben angeführten Stel-

lungnahme des Ministeriums der Justiz und für Eu-

ropa dar, dass gerade Familienrichter in hohem Maße 

fortbildungsbereit und -willig sind. Ihnen eine diszipli-

narrechtlich sanktionierte Ausbildungspflicht aufzuer-

legen, könnten sie nur als grundlegendes und tiefes 

Misstrauen gegen ihre Arbeit, ihre Kenntnisse und ihre 

Befähigungen bewerten.

Gleiches gilt auch, soweit andere grundrechtsrelevan-

te Rechtsgebiete, z. B. Asylverfahren, angesprochen 

sind. Nach unseren Beobachtungen gehen die Ver-

waltungsgerichte bei ihren Asylverfahrensentschei-

dungen mit großer Sachkunde und penibler Sachver-

haltsprüfung vor. Gleiches gilt auch für die anderen 

angesprochenen Rechtsgebiete. Der Gesetzgeber 

sollte sich vor Augen halten, dass die gesamte bun-

desdeutsche Justiz, insbesondere aber auch die ba-

den-württembergische, sich im internationalen Ver-

gleich bester Reputation erfreut, und zwar nicht nur 

in der wissenschaftlich-dogmatischen Durchdringung 
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von Rechtsfragen, sondern auch in der Kompetenz 

und Sorgfalt der Sachverhaltsermittlung und -bewer-

tung.

Schließlich sollte sich der Gesetzgeber auch der fata-

len Signale bewusst sein, die von einer solchen Fort-

bildungspflicht auf internationaler Ebene ausgehen 

werden. Es kann mit einiger Sicherheit erwartet wer-

den, dass Staaten wie Polen und Ungarn auf weitere 

Versuche der EU, sie zur Rückkehr zu einer unabhän-

gigen Justiz anzuhalten, mit dem Hinweis reagieren 

werden, selbst die als besonders rechtsstaatlich gel-

tende deutsche Justiz weise ähnliche Abhängigkeiten 

von der Exekutive auf, nicht nur in ihrer strukturellen 

Verankerung in den Justizministerien, sondern nun 

auch im Bereich der Aus- und Fortbildung.

Es gibt daher keinen Anlass, vom bisherigen bewähr-

ten System eines sowohl qualitativ als auch quantitativ 

guten Ausbildungsangebotes, das auf der Grundlage 

der Freiwilligkeit erfreulich intensiv genutzt wird, abzu-

rücken zugunsten eines Systems der Bevormundung 

und Oktroyierung.

Mit freundlichen Grüßen

Wulf Schindler
Vorsitzender

MEINE PERSÖNLICHE MEINUNG

GEDANKEN ZUR AUFTAKTVERANSTALTUNG 
DES BADEN-WÜRTTEMBERGISCHEN MINISTERIUMS 
DER JUSTIZ UND FÜR EUROPA ZUR DEUTSCHEN 
EU-RATSPRÄSIDENTSCHAFT

Am 8.7.2020 veranstaltete der baden-württember

gische Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf 

zum Auftakt der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 

in Karlsruhe eine Podiumsdiskussion zum Thema 

„Rechtsstaatlichkeit in der EU“. Ich war eingeladen, 

konnte aus terminlichen Gründen der Veranstaltung 

aber nur per Livestream zuschalten.

Eröffnet wurde die Veranstaltung mit einem Gruß- 

wort des Karlsruher Oberbürgermeisters Dr. Frank 

Mentrup, der die Bedeutung der Stadt als „Residenz 

des Rechts“ und des geplanten „Forum Recht“ als 

Ausstellungs-, Museums-, Informations- und Fortbil-

dungsstätte hervorhob. Danach leiteten die Impuls-

vorträge von Justizminister Wolf und der Vize- 

präsidentin der EU-Kommission Vera Jourova das 

eigentliche Thema ein. Die anschließende Diskussion 

wurde souverän und fachkundig wie immer von dem 

ARD-Rechtsexperten Dr. Frank Bräutigam moderiert. 

Das Podium war höchstkarätig besetzt mit der bereits 

erwähnten EU-Kommissions-Vizepräsidentin, der 

Jura-Professorin und ehemaligen Vizepräsidentin des 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

Prof. Dr. Dr. h.c. Angelika Nußberger und Richter am 

Bundesverfassungsgericht Peter Müller. Die Auf

zeichnung der Veranstaltung können Sie unter 

www.europa-bw-live.de ansehen. 

Für mich waren 3 Themen der Impulsreferate und der 

nachfolgenden Diskussion besonders wichtig:

–	� Rechtsstaatlichkeit als wichtiges Bindeglied der 

EU-Staatengemeinschaft mit unabhängigen Ge-

richten als eigenständiger staatlicher Teilgewalt als 

zentralem Element 

–	� Verankerung der Idee der Rechtsstaatlichkeit in den 

Köpfen der Menschen und Stärkung ihrer 

Bereitschaft, die Rechtsstaatlichkeit gegen auto-

kratische Bestrebungen zu verteidigen
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–	� Die unbedingte Beachtung der Zuständigkeitsord-

nung zwischen der EU und den Mitgliedsstaaten

Die Diskussion wurde sehr gepflegt, unaufgeregt und 

respektvoll geführt, wie man dies in einem solchen 

Rahmen und solcher Besetzung erwarten kann. Als 

Beispiel dafür soll nur angeführt werden, dass zum 

ersten Themenkreis die maßgeblich betroffenen 

Staaten Polen und Ungarn als EU-Mitglieder und die 

Türkei als jahrelanger Beitrittskandidat nicht nament-

lich genannt wurden (was unschädlich war, weil jeder 

wusste, um welche Staaten es geht). Ebenso wenig 

wurden zum zweiten Themenkreis das in vielen 

EU-Staaten zu beobachtende Phänomen erstarken-

der rechtsnationaler Parteien und gewaltbereiter 

rechtsnationaler Bevölkerungskreise oder gar natio-

nal-konservative Regierungen mit erkennbar auto

kratischen Bestrebungen konkret angesprochen. Zum 

dritten Themenkreis wurde nicht ausdrücklich die 

Bundesrepublik als „Problemfall“ durch das EZB-Urteil 

des BVerfG angesprochen, obwohl jenes Urteil – das 

als solches ausdrücklich Gegenstand der Diskussion 

war – zweifelsfrei und für alle erkennbar Ausgangs-

punkt von Frau Jourovas Forderung nach unbedingter 

Beachtung der supranationalen Zuständigkeitsord-

nung war, die die EU mit allen gebotenen Mitteln zu 

verteidigen gedenke. Das von der EU-Kommissions- 

Vizepräsidentin bereits zeitnah nach Veröffentlichung 

des EZB-Urteils angesprochene Vertragsverletzungs-

verfahren war somit für jedermann als konkreter Inhalt 

von Frau Jourovas Statement greifbar.

Minister Wolf betonte, Rechtsstaatlichkeit müsse 

schon vor Ort beginnen und „von unten nach oben“ 

funktionieren. Er forderte, besser auf die Einhaltung 

rechtsstaatlicher Prinzipien hinzuwirken. Dafür seien 

auf EU-Ebene auch neue Instrumente notwendig. 

Konkret forderte er, finanzielle Zuwendungen der EU 

an die einzelnen Mitgliedsstaaten von der Einhaltung 

rechtsstaatlicher Prinzipien abhängig zu machen. 

Frau Vizepräsidentin Jourova betonte die Bedeutung 

der Rechtsstaatlichkeit als wichtiges Bindeglied der 

EU als Wertegemeinschaft und für das Funktionieren 

der gesamten EU. Angriffe auf die Rechtsstaatlichkeit 

in einzelnen Mitgliedsstaaten, insbesondere die Aus-

höhlung der Unabhängigkeit der Gerichte, erschütter-

ten diese Wertegemeinschaft. Sie sprach sich für eine 

evaluierende, wiederkehrende Untersuchung der 

Justizsysteme in den einzelnen Mitgliedsstaaten aus 

(der „First Annual Report“ werde voraussichtlich im Sep-

tember 2020 fertiggestellt). Für die Finanzberatungen 

der EU-Regierungschefs zur Bewältigung der Coro-

na-Krise, die am Abend der Veranstaltung anstanden, 

brachte auch sie – wie Minister Wolf – eine Verknüp-

fung von Zuweisungen von Haushaltsmitteln und der 

Einhaltung rechtsstaatlicher Standards ins Spiel. Für 

die deutsche Justiz besonders bedeutsam waren ihre 

Ausführungen, EU-Recht habe bedingungslos Vor-

rang vor nationalem Recht und müsse in der gesam-

ten EU in gleicher Art und Weise ausgelegt werden. 

Die unterschiedliche Auslegung von EU-Recht oder 

EuGH-Urteilen durch nationale Gerichte gefährde die 

EU und untergrabe die Rechtsstaatlichkeit. 

In den Diskussionsbeiträgen wurde auf meist hohem 

Abstraktionsniveau viel Richtiges und Zustimmungs-

würdiges gesagt. Dass die Idee der Rechtsstaatlich-

keit nur funktionieren kann, wenn die EU-Mitglieds-

staaten und ihre Bevölkerung diese teilten, kann man 

kaum bestreiten. Dass die Aufweichung der Rechts-

staatlichkeit, wie sie in Polen und Ungarn zu beob-

achten ist, zu gefährlichen Rissen im Fundament der 

EU führen kann, ist sicher richtig, ebenso, dass die EU 

ihre internationale Bedeutung im globalen Rahmen 

nur behalten und ausweiten kann, wenn die durch 

den Austritt Großbritanniens sichtbar gewordenen 

Auflösungstendenzen wieder eingefangen werden 

können. Erst recht trifft dies zu für den Gesichtspunkt, 

dass die einzelnen Nationalstaaten ohne den Zusam-

menhalt der EU in ebendiesem globalen Rahmen in 

der Bedeutungslosigkeit versinken könnten.

 

Die Veranstaltung gab wichtige Impulse. Im Rahmen 

einer solchen Veranstaltung, die naturgemäß und 

aufgrund des Formats fast zwingend nur eine Art 

„roadshow“ für die Idee der Rechtsstaatlichkeit sein 

konnte, konnte keine Präsentation tiefgründiger und 

komplexer Lösungsansätze erwartet werden, zumal es 

sich – von diplomatischer Warte aus betrachtet – 

durchweg um vermintes Gelände handelte, das ent-

sprechend vorsichtige Äußerungen notwendig machte. 

Die angesprochenen Themenfelder erfordern jedoch 

weiterführende und vertiefende Betrachtungen und die 

breite Diskussion von Losungsansätzen zu allen drei 

Themenkreisen in Brüssel, Berlin und Stuttgart. 
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Das „Forum Recht“ ist sicher eine gute und unterstüt-

zungswürdige Sache; es wird aber nicht die Men-

schen erreichen und von den Vorzügen des demo

kratischen Rechtsstaats überzeugen, die in Hamburg 

anlässlich des G-20-Gipfeltreffens oder in Frankfurt 

anlässlich der Feierlichkeiten zum 25-jährigen Beste-

hen der EZB Steine und Molotowcocktails warfen 

und sich Gefechte mit der Polizei lieferten oder in Hal-

le Synagogen überfielen und unschuldige Menschen 

mit tödlichen Schüssen niederstreckten oder in Kas-

sel Regionalpolitiker erschossen oder bei den An-

ti-Corona-Demonstrationen in Berlin mit rechtsradika-

len Parolen und Symbolen die Treppen des 

Reichstages stürmten. Die Liste ließe sich – leider und 

in jede extreme Richtung des politischen Spektrums 

– erheblich fortsetzen. Die Appelle gegen Hass, 

Rassismus, Intoleranz sind richtig und wichtig, wer-

den alleine aber nichts fruchten. Bei der Diskussion 

über den Rechtsstaat und die ihm derzeit drohenden 

Gefahren wird man mehr als bisher die Ursachen er-

mitteln und analysieren müssen, weshalb die Identi

tären, die Reichsbürger, die militant Linken und Rech-

ten, die Verschwörungstheoretiker usw. den Staat– in 

dem sie ganz überwiegend recht gut leben – und sei-

ne Institutionen leugnen, ablehnen, verhöhnen, ab-

gleiten in abwegige Verschwörungstheorien und ver-

nünftigen Erwägungen nicht mehr zugänglich sind. 

Diese Menschen müssen für unser Staatswesen, für 

die rechtsstaatliche Demokratie und für die Idee eines 

zukunftsfähigen Europa (zurück)gewonnen und die 

Abkehr von noch größeren Bevölkerungsteilen von 

diesen Ideen verhindert werden. Dies gilt nicht nur in 

unserem Land, sondern auch in anderen Mitglieds-

staaten der EU. Dafür wird man den bisherigen Ap-

pell, den Populisten Einhalt zu gebieten (diesen mitt-

lerweile gängigen Begriff gebrauchte bei der 

Veranstaltung niemand, gleichwohl schwang er in den 

einzelnen Redebeiträgen erkennbar mit), inhaltlich an-

reichern müssen. Die Menschen in Polen und Ungarn, 

aber auch im Beitrittskandidaten Türkei haben ihre 

unverhohlen zu autokratischem Verhalten neigenden 

nationalkonservativen Regierungen mit zum Teil 

deutlicher Mehrheit gewählt. Für große Teile der Be-

völkerung der betroffenen Staaten scheint gerade die 

Betonung der nationalen Eigenständigkeit einen 

höheren Wert zu haben als die Pluralität eines sich 

fortschreitend verdichtenden Staatenbundes mit ho-

hen Freiheits- und Rechtsstaatsgarantien, insbeson-

dere durch unabhängige Gerichte. In der erforder- 

lichen Diskussion über Ursachen und Gegenmaßnah-

men gegen diese rechtsstaatswidrigen Entwicklun-

gen wäre es jedoch hilfreich, die Phänomene erstar-

kender Nationalismen und autokratischer Bestre- 

bungen zu trennen, weil beide keineswegs zwangs-

läufig miteinander verknüpft sind, im Gegenteil: Die 

Wucht der Nationalstaatsidee in den vergangenen 

200 Jahren war häufig gerade aufs Engste mit der 

Forderung nach Rechtsstaatlichkeit und Freiheit ver-

knüpft. Der von Frau Jourova angekündigte „Annual 

Report“ kann dabei nicht als Lösung des Problems 

angesehen werden, sondern nur als Instrument zur 

Analyse der Lage. Die Lösungsansätze müssen an-

derweitig entwickelt werden.

Die zweifellos (auch) in Richtung Deutschland gerich-

tete Aussage, EU-Recht stehe über nationalem 

Recht, erfordert ebenfalls eine weitergehende und 

vertiefende Betrachtung. Verfassungsrichter Müller 

gab dabei die richtige Richtung vor, indem er den 

rechtlichen Rahmen verdeutlichte: Die EU gewinne 

ihre Handlungsmöglichkeiten und ihre Legitimation 

nur aufgrund staatsvertraglicher Regelungen; nur in 

diesem Rahmen könne EU-Recht Vorrang vor dem 

nationalen Recht beanspruchen. Überschritten Maß-

nahmen der EU diesen Rahmen, komme ihrem Recht 

auch kein Vorrang zu. Der pointierte Vorwurf von Ver-

fassungsrichter Müller, nach seinem Eindruck hätten 

wohl viele Kritiker des EZB-Urteils dieses gar nicht 

gelesen, mag wohl auch an die EU-Kommission ad-

ressiert gewesen sein, die sich eine abschließende 

Äußerung zum EZB-Urteil des BVerfG erst nach des-

sen genauer Analyse vorbehalten, gleichwohl aber 

bereits unmittelbar nach Bekanntgabe des Urteils und 

noch vor Beginn der vorbehaltenen Analyse schon 

das Instrument des Vertragsverletzungsverfahrens öf-

fentlich ins Spiel gebracht hat. Tatsächlich erfordert 

das EZB-Urteil des BVerfG in Brüssel eine breite und 

vertiefte, inhaltlich mehrstufige Erörterung, die über 

den bislang diskutierten formalen Kompetenzkonflikt 

zwischen EuGH und BVerfG weit hinausgeht, und, wie 

ihn der mittlerweile ausgeschiedene Bundesverfas-

sungsgerichtspräsident Voßkuhle in der medialen Er-

läuterung des EZB-Urteils mehrfach gefordert hat, einen 

Diskurs über die Auffassung des BVerfG, der EuGH, 

aber auch die EZB  hätten „ultra vires“ gehandelt 

(dass die EZB mit ihrer Zinspolitik nicht nur die ihr zu-
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren,

wir freuen uns, Sie und weitere Interessierte am

Donnerstag, dem 05. November 2020, um 17:00 Uhr im Landgericht Karlsruhe

zu einer Podiumsdiskussion zum Thema

Justiz in Fesseln!
Aktuelle Herausforderungen in der betreuungsgerichtlichen Praxis

einladen zu können. 

Es werden auf dem Podium diskutieren:

•	 Prof. Dr. Andreas L. Paulus – Richter des Bundesverfassungsgerichts
•	 Prof. Dr. iur. Adrian Schmidt-Recla, Friedrich Schiller-Universität Jena
•	 Dr. med. univ. Deniz Karagülle, Chefarzt der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie Ost, zfp Winnenden
•	 Birgit Karl, Pflegedirektorin am Klinikum am Weissenhof

Die Moderation führen die Mitglieder des Vorstands des Vereins der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg
(DRB Baden-Württemberg):

•	 Christine Werner, Direktorin des Amtsgerichts Schwäbisch Gmünd
•	 Andreas Brilla, Direktor des Amtsgerichts Sinsheim

Sollte Ihnen der Termin ungelegen kommen oder sollten Sie die Anfahrt nach Karlsruhe scheuen, weisen wir bereits jetzt darauf 
hin, dass wir wahrscheinlich im März 2021 die gleiche Veranstaltung mit ähnlicher Podiumsbesetzung in Stuttgart planen.

SAFE THE DATE

gewiesene Währungspolitik betreibt, sondern darüber 

hinaus auch die ihr nicht übertragene Wirtschaftspoli-

tik, erscheint wohl nicht fernliegend oder gar konstru-

iert), und über die kritischen Anmerkungen des 

BVerfG zur Niedrigzinspolitik der EZB „Whatever it 

takes“ und ihrer Langzeitwirkungen, die dringend 

einer politischen Lösung auf breiter Basis statt Ent-

scheidungen einer einzigen Institution mit nur sehr 

mittelbarer demokratischer Legitimation bedürften.

Die Diskussionsbeiträge der Disputanten deuteten 

nicht an, ob und in welche Richtung über die darge-

stellten Maßnahmen hinaus in Brüssel Lösungsansät-

ze zu diesen Themenkreisen entwickelt werden. 

Umso interessanter wäre es, die notwendigen Erörte-

rungen in einer gleichartigen oder ähnlichen Fortset-

zung der Veranstaltung verfolgen zu können, gerade 

für uns Richter und Staatsanwälte; denn die Fortent-

wicklung und der Schutz des Rechtsstaats werden 

für uns herausfordender. Häufiger und unter weit grö-

ßerer medialer Begleitung als in der Vergangenheit 

stehen wir in der Pflicht, über die Grenzen der Mei-

nungsäußerungsfreiheit, der Pressefreiheit, des De-

monstrationsrechts und der allgemeinen Handlungs-

freiheit in teilweise emotional aufgeheizten Kontexten 

entscheiden zu müssen – unabhängig, nach Recht 

und Gesetz und ohne Rücksicht auf öffentlichen Zu-

spruch oder Ablehnung.

Eine Anmerkung zum Schluss: Niemand auf dem Po-

dium warf die Frage auf, wie sich die – zu Recht – als 

Essential der Rechtsstaatlichkeit gepriesene Unab-

hängigkeit der Gerichte zu der Ankündigung der 

EU-Kommission verhält, ein Vertragsverletzungsver-

fahren gegen die Bundesrepublik zu erwägen, und 

zwar wegen des Richterspruchs eines zweifelsfrei un-

abhängigen Gerichts. 

Wulf Schindler
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V.

Name/Vorname:

Dienststelle:				    Dienstbezeichnung:

Straße:					     PLZ:		  Wohnort:

Geburtstag:				    Telefon:				   E-Mail:

 Assessor			    Pensionär			    Ehegatte eines Mitglieds

				     ohne DRiZ			   Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensio-
näre ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. widerruflich, den von 
mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren 
einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, Bank-
verbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitglieder-
verwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versi-
cherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen. 

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Korrek-
turrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

Deutscher Richterbund

Verein der Richter und
Staatsanwälte
in Baden-Württemberg e. V.

BEITRITTSERKLÄRUNG



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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